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Amtlicher Zeil
Dank für die Bekämpfung der Eisgefahren
Nachdem die mit dem (Schnee - und Eisabgang an den ba -

bischen Flüsse » verbundenen Gefahren vorüber sind, hat die
vadische Waffer - und Straßenbaudirektion ihren Beamten ,
Ungestellte, , und Arbeitern für die umsichtige Vorbereitung
und , wo es erforderlich war , tatkräftige Durchführung der
Arbeiten zur Bekämpfung der Gefahren Anerkennung und
Dank ausgesprochen . Gleichzeitig wurden die Bauämter er -
sucht, auch den Personen und Spellen , die ihre Hilfsdienste
zur Verfügung gestellt hatten , den Dank zu übermitteln .

Für die Reichswasserstratze « hat der ReichSverkchrsmi, »ister
folgenden Erlaß an die zuständigen Wasserbauverwaltungen
der Länder gerichtet , der hiermit den Beteiligten zur Kennt -
nis gebracht wird :

„Nach Überwindung der Eisyefahren im Nheingebiet ist es
mir ein Bedürfnis , allen im Bereich der Reichswafserstraßen -
Verwaltung an der Bekämpfung der drohenden Eis - und Hoch-
wassergefahren beteiligt gewesenen Beamten , Angestellten und
Arbeitern , sowie den freiwilligen Helfern für ihre aufopfe .
rungsvolle und angestrengte Tätigkeit meinen wärmsten Dank
auszusprechen .

Es ist zwar nicht zu verkennen , daß die günstige Entwicklung
der Wetterlage in den letzten Wochen einen ungefährlich der -
laufenden Eisaufbruch und Eisgang sehr begünstigt hat . Zwei -
fellos haben aber die vorbeugenden Maßnahmen der Wasser »
baubehörden , die sachgemäß und verantwortungsbewußt vor -
gegangen sind und keine Anstrengung gescheut haben , um den
zu befürchtenden Schäden nach Möglichkeit zu begegnen , we -
sentlich dazu beigetragen , daß die eingetretenen Schäden sich
in verhältnismäßig engen Grenzen halten .

"

Das Erholungsheim Annaberg
Das Erholungsheim Annaberg in Baden -Baden wird am

BT. März 1929 wieder eröffnet . Das Heim kann Kriegsbe -
schädigten und Minderbemittelten als Erholungsaufenthalt
empfohlen werden .

„^ ie Reichsbahn als Käufer"
Vor der Frankfurter Industrie - und Handelskammer hielt

Generaldirektor OL Dorpmüller einen Bortrag über . .Die
Reichsbahn als Käufer " . Es sei nicht richtig , anzunehmen ,
die Reichsbahn vergebe ihre Aufträge nur an Firmen , die
auf der Lieferantenliste stünden . Zuverlässige und gut arbei -
tende Firmen könnten sich jederzeit um Lieferungen bewer -
ben . Aus Mangel an Mitteln seien aber gegenwärtig selbst
die alt eingeführten Lieferfirmen nur ungenügend beschäftigt .
Von 20 deutschen Lokomotivfabriken , die früher für das Reich
arbeiteten , kommen nur noch fünf in Betracht , während die
Zahl der für die Reichsbahn arbeitenden Waggonbauanftalten
von 69 auf 25 gesunken sei . Eine vernünftige Befchaffungs -
Politik ist nur bei genügendem Betriebskapital möglich , und
wenn man in guten Zeiten Reserven sammeln kann . Diese
Reserven fehlen aber bei der Deutschen Reichsbahn heute noch
vollständig . Der Redner schloß mit der Hoffnung , daß die
Verhandlungen in Paris auch der Deutschen Reichsbahn Er -
leichterungen bringen mögen .

Die Militärgerichtsbarkeit im besetzte » Gebiet
Zu Nachrichten über die Ablehnung deutscher Bectetdiger

bor den französischen Militärgerichten im besetzten Gebiet ist
festzustellen , daß bei den Kriegsgerichten , die jetzt die Bezeich ,
nung Militärgerichte erhalten haben und nicht mit de» Mi -
litärpolizeigerichten verwechselt werden dürfen , deutsche Ver -
teidiger feit dem 1 . Januar nicht mehr zugelassen werden .
Gegen die Auslegung des Gesetzes , mit der dieser Ausschluß
begründet wird , sind deutscherseits nachdrückliche diplomatische
Vorstellungen in Paris erhoben worden . Es ist aber noch nichtgelungen , die Bestimmung abzuändern . Andererseits sind bei
den Militärpolizeigerichten , deren Befugnisse allerdings be -
deutend geringer sind , deutsche Verteidiger nach wie vor zu -
gelassen .

Die Gefahr neuer Unrnhen in China
WTB . London , 23 . März (Tel .) Laut „Dailh Telegraph "

nehmen die Besorgniste wegen eines neuen Bürgerkrieges in
China sowie wegen der Lage der Ausländer in de» Jangtse -
Staate » zu . Die Kommunisten nutzen die Lage aus . Zahl -
reiche Verhaftungen sind bereits in Peking und in anderen
«Städten vorgenommen worden . Auch in Nanking kam e» zuUnruhen . Große Munitionssendungen gehen den Jangtse
70 000

* Slonfinß be^ iigt über 80 000 Mann und Kwangfi über

Polizeipräsident Dr. Menzel , Magdeburg , Ministerialdirektor .» er Reichspräsident hat den durch seine Arbeiten auf demEebiet der Polizeireform bekannten Polizeipräsidenten Dr .■« tnael ab 1 . April d. I . zum Ministerialdirektor im Reichs -
Ministerium des Innern ernannt . Dr . Menzel »am im Sep .teinber 1923 zum Polizeipräsidium Magdeburg als ständiger
^ oriVijpr i iJSoIiaeipcäfibeiiien . und wurde im August 1925

Letzte Nachrichten
Die Lage des Ruhrbergbaus

MTB . Berlin , 23. März <Tel .> Am Freitag fand im
Reichsarbeitsministerium zwischen dem Bergbauverein
in Effen und den Bergarbeiterverbiinden eine Aus -
spräche über die wirtfchaftliche Lage des Ruhr -
bergbaueS statt . Während in einzelnen Fragen überein -
stimmung festgestellt werden konnte , gingen in wichtigen ande -
ren Fragen allerdings die Ansichten auseinander . Auch über
die vom Reichsarbeitsminister und Reichswirtschaftsminister
gemachten Borschläge , die auf Einsetzung einer K o m -
Mission zur Untersuchung des Ruhrbergbaues und Auf -
rechterhaltung der be st ehe „ den tariflichen
B e r e i n b a r u n g e n bis zur Beendigung der KommifstonS -
Verhandlungen hinausliefen , konnte eine Einigung der
Parteien nicht erzielt werde ». Der Reichsarbeitsminister
behielt sich vor , die Parteien gegebenenfalls zu einer Fort -
setzung der Berhandlnngen einzuladen .

Das ruffische Golddepot in Amerika
WTB . New Bork , 23 . März (Tel .) In der seit dem vergan -

genen Jahre anhängigen Klagesache der Bank von Frankreich
gegen die Chase National Bank und die Equitable Trust Co . ,die bekanntlich die RückVerschiffung des russische« Golddepots
im Werte von rund 5 Millionen Dollars nach Deutschland
gestattet hatten , obwohl die Bank von Frankreich diesem De -
pot gegenüber Ansprüche geltend machte , ist gestern eine Bor -
entscheid »«« ergangen . Bundesrichter Goddard lehnte den An -
trag der Bank von Frankreich auf Verwerfung der von den
genannten New - Uorker Banken erhobenen Einrede , daß die
Goldsendung entsprechend dem amerikanischen Rechte und dem
Völkerrecht erfolgt sei, ab . Der Prozeß , der durch diese Ent -
scheidung nunmehr in Gang kommt , wird den Nachweis des
Eigentumrechtes an 'dem seinerzeit nach New Kork gesandten
Golde zum Gegenstand haben . „Times " bringt die Entschei -
dung in großer Aufmachung und bemerkt dazu , sie stelle in
gewissem Umfang eine Anerkeimung der Sowjetregierung dar .

Sparmaßnahmen Hoovers
WTB . Washington , 22 . März (Tel . ) Präsident Hoover hat

bereits vier wichtige Entscheidungen zur Schonung seiner Ge -
suudheit und zur Verminderung seiner Amtsausgaben getrof -
fen . Er hat die täglichen Empfänge von Bürgern zum Hände -
schütteln von 6 auf 2 Tage herabgesetzt und wird nur bei
außergewöhnlich wichtigen Anlässen Reden halten . Ferner läßt
Hoover den von Coolidge beauftragten und von dem Kongreß
auch bewilligten Sommersitz des Weißen Hauses nicht instand -
setzen, und - schließlich hat Hoover heute die Auflegung der
Präsidentenhacht „Mayflower " in einem Trockendeck angeord -
net , daß der Betrieb der Dacht 300 000 Dollars jährlich kosteund außerdem der Marine Personal entziehe .

Die Einwanvernng in Amerika
WTB . Washington , 23. März (Tel . ) Präsident Hoover pro -

klamierte gestern die neuen Einwanderungsquoten . Er be -
merkte dazu , in einem Kommunique : Der Justizsekretär hat
erklärt , die Proklamation sei durch das Gesetz zwingend vor -
geschrieben . Mir bleibt daher nichts anderes übrig , als getreu
meiner Amtspflicht das Gesetz zur Ausführung zu bringe,i .
Ich tue es ungern , muß aber als Präsident noch peinlicher
als andere die Gesetze achten . Die neuen Quoten werden am
1 . Juli in Kraft treten , falls der Kongreß nicht inzwischen
etwas anderes beschließt .

Durch die neuen Quoten wird die Zahl der deutschen Ein -
Wanderer , die jährlich in die Vereinigten Staaten einwan -
dern dürfen , von 52 227 auf 24 908 herabgesetzt . Die ge¬
samte jährliche Einwandererzahl soll gleichfalls eine Vermin -
derung von etwa 11000 erfahren .

*
Wie in Senatskreisen verlautet , beabsichtigen die republikani -

fchen Fraktionsvorsitzenden beider Häuser des Kongresses , die
Aufhebung der neuen Einwanderungsquoten durchzusetzen .
Die Anhänger der neuen Quoten erklären laut „Newhork Tri -
bune ", sie würden die Aufhebung fchärfftens bekämpfen und das
für die Durchführung des die deutsche Einwanderung aufdie Hälfte beschränkenden Gesetzes arbeitende Propaganda -
komitee ist mit bezahlten Inseraten , offenen Briefen und
Prssenotizen eifrig an der Arbeit , den Willen HooverS zu
durchkreuzen .

Amannllahs Feldzug gegeu Kabul
WTB . London , 23. März (Tel .) „Dailh Telegraph berichtet

aus Peschawar : Die Kämpfe habe « begönne « . Der Korrefpon -
dent ist der Ansicht , daß Rußland einen wichtigen Einfluß auf
die Gestaltung des Schicksals Afghanistans ausübt . Herat und
Kandahar seien die beiden Mittelpunkte , denen sich die Auf -
merksamkeit der Sowjetregierung zuwende . Elfteres sei teil -
weise , das zweite ganz für Aman Ullah . Die dortigen Stämme
seien jedoch nicht stark genug , um es Aman Ullah zu ermög -
lichen , auf Kabul zu marschieren , aber der sehr wichtige M »h -
mandstamm habe sich auch für Aman Ullah erklärt . Diese
Unterstützung sei, wie behauptet werde , durch Verteilung gro -
ßer Geldsumme « und Versprechungen weiterer Zahlungen ge -
sichert worden . Dieses Geld stamme nicht von Aman Ullah ,
der nicht über großen Reichtum verfüge , sondern aus einer
auswärtigen Quelle , nämlich Moskau .

Die Industrie gegen Steuererhöhungen . In einer Präsidial -
fitzung des Reichsverbandes der deutschen Industrie wurde
der Standpunkt der Wirtschaft unterstrichen , daß di« borge -
sehenen Steuererhöhungen grundsätzlich abgelehnt werden
müßten .

Ein Kalbes ZlAbrbundert
© ewerbeaufsiefot in Waden

Von Karl Bittmann
II .

Dreiundzwanzig inhaltreiche Jahresberichte legen von
der inneren und äußeren Entwicklung der badischen F »
brikinspektion , von dem weiten Blick, den vielseitigen
Kenntnissen , der Arbeitskraft und Schaffensfreude
Woerishoffers beredtes Zeugnis ab . An diese Bericht«
reihen sich zwei umfangreiche Monographien „Die soziale
Lage der Zigarrenarbeiter im Großherzogtum Baden "
(1890 ) und „Die soziale Lage der Fabrikarbeiter in
Mannheim und Umgebung " (1891) , beide Arbeiten gc-
stützt auf eingehende Untersuchungen und vor allem auf
durchdringendes und umfassendes sozialpolitisches und
wirtschaftliches Verständnis . Auf diese größeren Werke
Woerishoffers folgten in den nächsten Jahren verschiedene
in Zeitschriften verstreute literarische Arbeiten geringeren
Umfanges .

Mehr als sieben Jahre blieb Woerishoffer allein , dann
wurden ihin Mitarbeiter zur Seite gestellt . Dem Per -
sonalzuwachs entsprechend , wurde 1890 die Fabrikinspek «
tion als eine dem Ministerium des Innern unmittelbar
untergeordnete Zentralbehörde geschaffen und zum Vor -
stand Woerishoffer ernannt .

Die Durchbrechung des vom Bundesrat aufgestellten
Prinzipes , daß als Aufsichtsbeamte in der Regel nur
Personen mit wissenschaftlicher Vorbildung angestellt wer -
den sollten , stand auf der Wunschliste des Reichstages und
der Landtage , auch der badischen Zweiten Kammer . Allen
Versuchen zur Lockerung des bisherigen Grundsatzes kam
Preußen zuvor durch eine 1897 erlassene „Vorbildungs -
und Priifungsordnuug für Gewerbeaufsichtsbeamte "

, di«
für Nichtakademiker keinen Raum ließ . Baden schlug
einen andern Weg ein , indem es zwar nicht, wie Sozial¬
demokraten und einige bürgerliche Sozialreformei
wünschten , Arbeiter , sondern mit Fachschulbildung ver «
sehene Techniker in den Stab der Behörde aufnahmen
uvd somit vorläufig die Hälfte des Weges zur Erfüllung
der lautgewordenen Wünsche zurücklegte.

Politisch ebenso bemerkenswert wie die Einstellung von
Technikern war die eines weiblichen Beamten . Im Mai
189S versandte der Vorstand des Bundes Dentschee
Frauenvereine an die zuständigen Minister der Bundes »
staateu eine Eingabe , die um Vorlage von Gesetzentwür »
fen betreffend Anstellung weiblicher Gewerbeinspektore »
bat . Di « Landtage verhielten sich durchweg ablehnend
oder abwartend . Das aus formalen Gründen die Be -
ratung der Petition ablehnende Votum der badischen
Zweiten Kammer erkannte an , daß das Bedürfnis , einen
weiblichen Fabrikinspektor ans Werk zu setzen, nicht zu
verkennen sei . Der Minister des Innern , Eisenlohr , gab
die Erklärung ab , daß das Ministerium keine grundsätz -
liche Bedenken habe , daß aber die Zuweisung einer obrig -
keitlichen Stellung auf diesem Gebiete den Frauen be -
deutende Schwierigkeiten bieten werde . Das Ministerium
suchte sich über diese Frage zunächst durch die Anregung
freiwilliger Ansprechstellen hinwegzuhelfen . Doch diese
Einrichtung , vom Badischen Frauenverein da und dort
verflicht , versandete ebenso rasch wie vor Jahren das In -
stitut ehrenamtlicher Fabrikinspektoren . Ein erneuter An -
trag (Dreesbach ) führte endlich zu dem Erfolg , daß die
Regierung ihre Bedenken zurückstellte und als erster der
deutschen Bundesstaaten der Frau im Gewerbeaufsicht»-
dienste die Bahn eröffnete .

Am 18. Juli 1902 schied nach langer Krankheit Or. h , c .
Friedrich Woerishoffer im Alter von 63 Jahren aus dem
Leben . Mit einer überraschenden Einstimmigkeit bezeug-
ten die Tagesblätter aller Parteirichtungen die Wert -
schätzung , die er als Mann . Beamter , Sozialpolitiker und
Arbeiterfreund weithin , auch über die Grenzen Deutsch-
lands hinaus , sich errungen hatte .

Als Nachfolger Woerishoffers trat am 1 . Mober 1902
der Verfasser dieser Erinnerungen sein Amt an . Er hatt «
Naturwissenschaften und Nationalökonomie studiert , war
in der Industrie tätig gewesen, vorwiegend als Direktor
norddeutscher Zuckerraffinerien , hatte sich dann dem
Staatsdienste zugewandt und wurde nach kurzer Vorl c-
reitungszeit in den Provinzen Brandenburg und Schle¬
sien Regierungs - und Gewerberat für den Regierilngs -
bezirk Trier . Die ersten Jahre der Tätigkeit des Nach-
folgers Woerishoffers waren Krisenjahre . Er hatt « ein «
sehr „ schlechte Presse " . In Arbeiterzeitungen und in bü»-



gerlichen Blätern wußte man nicht viel Gutes von ihm zu
sagen . Er wurde als „Preuße ", wenn auch nicht von Ge¬
burt , so doch von Schulung hingestellt , als ein Reaktionär ,
der das Lebenswerk Woerishosfers zu vernichten sich an -
schufte. Im Reichstag und in der Zweiten Kammer des
badischen Landtages wurde der Mann , der es niemand
recht machen konnte , heftig angegriffen . Im Reichstag
naHm der badische Gesandte v. Jagemann den Angeschul -
digten in Schutz, im badischen Landtag verteidigte ihn
der Minister des Innern , Schenkel . Jnkulpat ging sei -
nen geraden Weg weiter , mit dem Vorsatz (so hatte er
knrze Zeit nach seinem Amtsantritt dem Minister pro -
grammatisch berichtet ) , „ den Arbeiterschutz so kräftig als
möglich wahrzunehmen , dabei aber jede Schroffheit in der
Form den Fabrikanten gegenüber zu vermeiden " . Im
Frühjahr 1907 trat eine rasche und bleibende Wendung
zugunsten des Beamten in der öffentlichen Meinung ein .

Am Schlüsse des letzt« i Friedensjahres zählte der dem
Direktor des Gewerbeaufsichtsamtes (die seit langen Iah -
ren unzutreffend gewordene Bezeichnung „Fabrikinspek¬
tion " war 1911 vom Ministerium endlich geändert wor -
den) , zur Verfügung stehende Stab 16 Beamte , nämlich
außer dem stellvertretenden Direktor , dem Landes -
gewerbearzt , der Gewerbeinspektorin , deni technischen
Hilfsarbeiter für Bauten und Steinbruche und der tech-
nischen Hilfscirbeiterin für die Hausindustrie , für jeden
der vier Aufsichtsbezirke (Mannheim , Karlsruhe , Frei -
bürg und Konstanz ) je einen Gewerbeinspe -ktor , einen
wissenschaftlich gebildeten und einen technischen Hilfarbei -
ter . Doch trotz dieser stattlichen Anzahl war die Verstär -
kling des Stabes der Entwicklung der Arbeiterschutzgesetz¬
gebung und den an das Amt herantretenden , sich von
Jahr zu Jahr steigernden Anforderungen nicht gefolgt
und blieb hinter der Gestaltung der Verhältnisse in den
größeren deutschen Bundesstaaten erheblich zurück. Ein
Bericht des Direktors an das Ministerium des Innern
sagte schon 1907 , sämtliche Beamte stünden / unter dem
Drucke der Überzeugung , „daß unsere Behörde bei der
jetzigen Besetzung den ihr obliegenden Aufgaben nicht
gewachsen sei, und daß sie zur Zeit gegen den guten Ruf ,
den sie genieße , wohl starke soziale Empfindung , vielen
Fleiß , und ehrlichen Willen in die Wagschale Wersen darf ,
in ihrer praktischen Aktionsfähigkeit aber nicht auf der
Höhe steht , die ihrem wissenschaftlichen Ansehen entspricht, "

Mit der Einstellung eines Arztes in die Gewerbeaufsicht
ging Baden allen anderen Bundesstaaten - voran . Noch
drei Jahre nachher würde im preußischen Abgeordneten¬
haus ein dahingehender Antrag trotz wärmster Befürwor¬
tung wegen zu erwartenden Schwierigkeiten , Zuständig -
keitskonfliktsn usw . mit großer Majorität abgelehnt . Der
badische Gewerbearzt wurde , nach Einarbeitung in die
Allgemeingeschäfte , gleich seinem Kollegen aus der Tek-
jii £ mit Wahrnehmung eines Dienstbezirkes beauftragt
und übernahm zugleich das SpezialVeferat für wichtige
gewerbehygisnische Fragen . Eist nach mehreren Jahren
dominierten die letzteren schließlich nach Entbindung des
Beamten von allgemeiner Bezirkstätigkeit . Von großem
Werte für die rasche Einarbeitung des Arztes und - über -
hanpt für die gleichmäßige Wirksamkeit des Amtes war
seine Zentraiisatio » . Schon 1897 beantragte der Abge -
ordnete Dreesbach Dezentralisation . In einem ausführ -
lichen Gutachten sprach sich Woerishoffer unverhohlen
gegen den Antrag aus . Erneute Vorstöße im Landtag
fänden 1908. 1910 , 1914 und 1918 erfolglos statt .

Ter Krieg vechdete das Gewerheaufsichtsamt, die Be-
cunten zerstreuten . sich in alle Richtungen der Windrose
zn

'
militärischer Tätigkeit , und längere Zeit verbliebe «

dem Amte nur zwei Vertreter . Der Dienst gemäß § 139b
schränkte sich stark ein , dagegen entstanden zahlreiche neue
Aufgaben , die eingehende Kenntnis der wirtschaftlichen
und technischen Verhältnisse der Industrie erforderten .
Die Tätigkeitsberichte des Amtes aus den Kriegsjahren
zeigen zur Genüge , wie es seine Aufgaben auffaßte und
insbesondere die Arbeitsbedingungen von Frauen und
Jugendlichen zu beeinflussen suchte . Das leitende Prin -
zip war , in Gewerbe und Arbeiterschaft den Boden für
Friedcnsarbeit vorzubereiten .

Arn 1 . Februar 1918 wurde Oberregierungsrat
I) r. Fröhlich Direktor des Amtes , doch er schied schon am
A . März 1919 nach schwerer Erkrankung ans dein Leben,
An seine stelle trat Oberregierungsrat Dr . Ritzmann .
Doch dieser trat bald zum internationalen Arbeitsamt
in Genf über . 1924 trat an die Spitze des Amtes der
bisherige Arbeitsminister Dr. Engler , zum Vertreter des
Präsidenten wurde der Referent im Ministerium des In¬
nern . langjähriges Mitglied des Gewerbeauffichtsamtes ,
Ernele , bestellt . Seit dem 1988 erfolgten Übertritt des
Präsidenten Dr . Engler in eine andere Staatsstellung
leitet der Ministerialreferent Emele das Amt . Nach
Jahren des Abbröckelns , des Sturmes und Dranges
wurde die badische Gewerbeaufsichtsbehörde reorganisiert
und der Stab soweit wieder ergänzt , als das Staats -
budget es zuläßt . An Stelle der Dienstanweisung von
1880 ( i) . trat einimdvierzig Jahre später, 1921 , eine vom
Arbeitsministerium erlassene Anweisung , die den Ge -
iperbeaufsichtsbeamten die Befugnisse der ordentlichen
Polizeibehörden ohne Einschränkung übertrug . Es ent -
spricht nur den Traditionen des Amtes , daß es , mit den
neuen Befugnissen ausgestattet , seiner Tätigkeit nach wie
vor das Ziel setzt, der nationalen Wirtschaft , deren Ge -
dcihrn sür Arbeiter und Arbeitgeber dieselbe Wichtigkeit
hat , nach Kräften nützlich zu fei*.

Die ntuc Dienstanweisung befreite das Amt von büro¬
kratischen Umständlichkrite, , vieler Art und bedeutet ihm
somit eine beträchtliche Erhöhung der Leistungsfähigkeit .

Aus den Tündern
Das württcmbergische Landlagswahlgesetz verfassungswidrig
Der Staatsgerichtshof des Deutschen Reiches in Leipzig vcr-

handelte am Freitagnachmittag über die Klage de «i Landesver .
dandes Württemberg der VöltsrechtLpartei und der Rational -
sozialistischen deutschen Arbeiterpartei gegen das Land Würt¬
temberg auf Feststellung der Verfassung - Widrigkeit des Art . 20
Abs . 2 des Lanvlagswahlgesetzes vom 4 . April 1924 . Die be -
anstandete Bestimmung des Art . 20 Abs. 2 besagt : Bei Zuwei .

.sung von . Eitzen bleibt eine Wählervereinigung , unberücksich-
tigt , deren Bezirksvorschlagslisten nicht mindestens in einem
Wahlbezirk ein Achzigstel der im ganzen

'
abgegebenen gültigen

Stimmen (Wählerzahlen ) oder in vier Wahlbezirken je ein
Achtel der Wahlzahlen erreicht. Tie Volksrechtspartei bean»
tragt « außerdem , festzustellen , daß die verfassungswidrige Aus -
Wirkung dieses Art . 20 , Abs. 2 in Verbindung mit den Be -
stimmungen des Landeswahlgesrtzes über die Wahlkreisejn -
teilung der Abgeordnetenzahlen noch verschärft werde . Der
Staatsgerichtshof entschied dahin , daß Art . 20 Abs. .2 . des würt¬
tembergischen Laitdtagswahlgesetzes vom 4 . April 1924 gegen
die Reichsverfassung verstoße und wies im übrigen die An-
träge ab .

Eine Kundgebung des Hessischen Landtags
Der Hessische Landtag nahm am Freitag mit allen außer

den kommunistischen Stimmen eine Entschließung an , in djr
erwartet wird , daß in ftnanziell 'er 'Hinsicht gerade dein besetz -
len hessischen Gebiet vom Reich so weitgehend geholfen wird ,
als es unter Berücksichtigung der finanziellen Schwierigkeiten
irgend möglich ist. Angesichts der schweren wirtschaftlichen
Schäden , die âuch für das hessische besetzte Gebiet entstanden
stikd, >z . stärkste Älisatzverluste In Elsaß - Lothringen und
Taargebiet ) , muß die RichtbcrüSsichtigung als eine uubegreis -
liche Zurücksetzung des Landes angesehen Werden . Es ^ wird
verlangt , daß bei der bevorstehenden vom Reichstag eingeleite -
ten umfassenden Hilfsaktion das besetzte hessische Gebiet be -
fonders bedacht wird .

Um die Reinhardtgastspiele in München
In der bayrischen Öffentlichkeit herrscht eine gewisse Er -

regung wegen der Ablehnung der Reinhardt - Gastspiele durch
das Kultusministerium , das sich weigerte , das Staatstheater
dafür zur Verfügung zu stellen . Der Kultusminister erklärte
im Landtagsansschutz , er könne „seine Bedenke» gegen die
Zulassung des 'Rheinhakdtscheu Unternehmens als eines
fremden ltiiternehmens für daS Staatstheater nicht zurück¬
stellen ". Der LandkägsaUsschuß hat

'
jedoch unter Führung

des der Bahr . VölkSparkei äugehörenden Abgeordneten und
Münchner Oberbürgermeisters Schar,ingel die Staatsregie¬
rung ersucht , den Fall erneut zu prüfen , wenn mäst aber -
mals an sie herantrete .

In der Industrie - und .Handelskammer . München , erklärte
der Präsident , Gehennrat Pschorr u . a . : Es sei hier ohne
Rücksicht auf die Lebensinteressen der Wirtschaft vom grünen
Tisch aus eine '

Entscheidung gesällt worden .
Die sächsischen Lattdtagswahlen « » gültig

Der Staatsgerichtshof des Deutschen Reiches verhandelte
am Freitag die verfafsungsrechtliche Streitsache

'
der sozial -

demokratischen Fraktion de ? sächsischen Landtags und des
Landes Sachsen über die Gültigkeit der sächsischen Landtags -
wählen am 31. Oktober 1?26 . Entsprechend dein Antrag der
sozialdemokratischen Fraktion fällte der- Stäatsgerichtshof die-
Entscheidung : Die Wahlen vom 31 . Oktober 1926 zum säch¬
sische » Landtag .sind , uugiiltig . ^ ie Regierung des Frei -
staates Dachsen «st verpflichtet , Urnmatzlen herbeizuführett .
Der Naatsgerichtshof bejahte , wie in der Begründung ans -
geführt wurde , zunächst feine vvtn Lande Sachsen bestrittene
Zuständigkeit , da es sich unzweifelhaft um eine Verfassungs¬
streitigkeit im Sinne des '

§ 19 der Reichsberfassung handle .
Die Reichsversassnng habe nur eine Bestimmung über das
LandtagHwahlverfahre » , näniltch den Art . 17. Wenn ein
Landtagswahlgesetz diefe Bestimmung verletze , sö sei das
auf Grund dieses Wahlverfahrens gewählte Parlament auf
»iner fehlerhaften Grundlage entstanden .

Die Feststellung der Fehlerhaftigkeit des Wahlverfahrens
führt aber — wie es in der Urteilsbegründung weiter heißt
— nicht dazu , die bisherige Tätigkeit von Landtag und Re¬
gierung als null und nichtig , anzusehen . Wohl trat der Land -
tag fehlerhaft ins ' Leben , aber solange er am Leben bleibt ,
ist seine Tätigkeit »ts gültig anzusehen . Wenn der Ttaats -
gerichtshof die Ungültigkeitserklärung der Wahl vom 81 . Ok¬
tober 1996 allKgespröcheN hat , so soll das nur heißen , daß
bei: 'Landtag von nun an nicht länger Hauern kann , nachdem
ein richterlicher Spruch vorliegt .

Die Regierung wird sich heute in einer Kabinettsitzung
mit dem Urteil beschäftigen . Die Lage in verfassungsrecht -
lich insofern äußerst schwierig , als die Regierung nach her
sächsischen Verfassung den Landtag nicht auflösen kann , son -
deru dieser auf Grund des Urteilsspruches als überhaupt
nicht existierend anzusehen ist. Die gesetzgeberischen Arbeiten
sind damit bis auf weiteres vollkommen ins Stocken geraten .
Es kann weder der Etat noch ein Notetat beraten , und ver -
abschiedet werden .

Die Ta » ift»erha »dl« »gcn sür die Zigarrcuinduftrie , die in
Oeynhausen fortgeführt worden waren , sind gescheitert. Die
Beauftragte » des Reichsverbandes deutscher Zigavrenherstel -
ler , wie die Vertreter der Tabajavheiterve

'rbände , verharrten
auf ihrem bereis - Ende Hanuat in Hanuov »r singenommenen
Standpunkt . mt « nißhi: wird , feaft Rci « «arbeit « ministerium zur
Schlichtung angerufen « erden - .

Tarifftreit im Vrrsicher« ng»se « »rbe . Wie vom G «w« rk -
schqftsbund der Angestellten mitgeteilt wird , h«t iitzwischen der
R »iMa «h»»tsminifter den Rsie^ gerichtsrar Dr. M>« lgsberg » r
zum Schlichter bestellt , dsr m der ersten Aprilhalfte einen
Termin zur RerhauÄung bestimm»« wird .

Die Berliner Vietalla »i»eit »r »aben beschloff »» , d»n SchrtteBif
zum 30. April zu kündigen .

Der HauShaK^plan der St »dt Verlin wuvde am Freitag
gegen die Ät-inHmen der Deusschnatiönaten , der Wir-tschafts-
Partei und der Kommuiüste » »ng«nommen . In d«r Debatte
kain es zu großen Lärmszenen .

Wieder « in Erfolg PnwcartS . In «iner Ngchtfiyung «̂ r
französischen Kammer , in der die Rachtragstrediwoviage für
1SL8 beraten wurde , hatte die Regierung die Ausscheidung
eines Artikels verlangt , der steuerliche Erleichterungen für
den Erwerb von Grundstücken vorsah. Räch Stellung der
Vertrauensfrage sprach sich die Kammer für die Forderung
der Regierung aus .

Auflösung des dänischen Parlaments . Wegen Ablehnung des
Fiuanzgesetzes wurde das dänische Folketing aufgelöst .

Ermordung eines Chefredakteurs in Agram . In Agrum
wurde auf den Direktor und Chefredakteur des Blattes „Ro .
vosti "

, Toni Schlegel , ein Attentat verübt . Gr wurde durch
mehrere Schüsse in das Herz getroffen , so daß er auf der
Stelle tot war . Zur Stunde ist noch nicht festgestellt , ob es
sich um eiu politisches Attentat oder um »inen Racheakt hau -
delt .

Lin gemeinsames Programm der
deutschen Tandwirtsckatt

der Reichsregierung und dem Reichspräsidenten
überreicht

. Die Führer der deutscheu landwirtschaftlichen Tpitzenorgani »
sationeu , Brandes . Schiele , Hermes , Fehr , haben das in ihre «
Kundgebung am 20. Februar 1929 angekündigte gemeinsam «
Programm der deutschen Landwirtschaft am Mittwoch der
Rcichsregiernng uud dem Reichspräsidenten überreicht . In
einem Schreiben betonen sie , daß sie die schleunigste Durch ,
führung zur Hebung der uuerträglich gewordenen Rot de»
Landwirtschaft für unbedingt erforderlich halten und suchet
um eine Besprechung des Programms noch in dieser Woch«
nach.

In dem Programm heißt es zunächst, Deutschland müsse sich
baldigst aus der gegenwärtigen , gesahrdrohendeu Abhängigkeit
seiner -Rahrungsmittelversorguug vom Ausland befreien , die1
es schon finanziell auf die Dauer nicht zu ertragen vermöge /
Durchgreifende staatliche Matznahmen müßten die Grundlag «
schaffen, auf der die Selbsthilfe der deutschen Landwirte wei -
terbauen könne. Eine nachdrückliche Verstärkung des landwirt - ,
schaftlichen Zollschutzes im ganze » bilde die entscheidende Vor -
aussetzung für den Erfolg der Selbsthilfe und für die Über-
Windung der gegenwärtigen Agrarkrise .

Die ausländische Einfuhr von Agrarprodukten dürfe nu »
zur Ergänzung der deutsche« landwirtschaftliche » Produktion
dienen , soweit diese den Bedarf des deutschen Volkes nicht
decke. ,

Zur Sicherung einer austöulMlichen Preisbildung wird uu ^
ter anderem gesordert : Sicherstellung einer stabilen Preisbil, .
dung sür das inländische Getreide , die dem allgemeinen
LeöenshaltuNgsindex entspricht und die die auf de-r Landwirt¬
schaft liegenden besonderen Lasten berücksichtigt . Für das de»,
Regelung » uterliedende Auslandgetreide wird ein Preis fest«
gesetzt, , der dm Qualitätsunterschied zwischen Jiisand - imd ,
Auskaudgetreide entspricht ( Grundpreis ) . Die Festsetzung des
Grundpreises erfolgt durch einen (im Reichsgesetz vorzusehen -
den ) Reichsgetreiderat . Die Regelung erfolgt unabhängig von '
der Zollfestsetzung bei möglichster Erhöhung der Getreide - und '

Mehlzolle . .
' ~

. Ferner verlangt das Programm u . a . vollkommenen uud eiu -
heitlichen Seuchenschutz , Erhöhung der Fleischzölle und An «
Passung aller . LebendviehzöUe au die erhöhten Fleischzolle , Auf <
Hebung der Vorzugszölle für .Speck und . Schmalz , Erhöhung
der Zölle auf milchwirtschnftliche Produkte , Vorlage eittefj
Reichsmilchgesetzes , Fiirdernng milchwirtfchastlicher Organi ^i
sationen , Rationalisierung uUd Stqndardisieruug der milche
wirtschaftlichen . Produkte, . Regelung der Einfuhr aller MilchH
erzeuguiffe und des Absatzes, der Jnlaudproduktion , verstärk«!
ten Zoilschutz des inländische » KartoffelbaUes , Änderung de»j
Zuckerzollgesetzes, verstärkte» Zollschutz des inländischen Ge - ,
müse - , Öbst - ,

' Weiir - nnd Tabakbaues . .
Weiter wird eine .Senkung der Stenern , insbesondere de«j

Realsteuern , und der sonstigen öffentlichen Lasten , eine enger «!
Zusammenarbeit der zentralen landwirtschaftlichen Kredit »!
inftitute uud eine verstärkte Siedlung durch Bewilligung be*j
erforderlichen Staatskredite für uotwendig erachtet . BezügÄ'
lich des . Bildüngs - . und Beratungswesens werden in verstärk ^
tem Maße öffentliche Mittel zur Verbesserung des landwirtZ
schaftliche» Schulwesens und zur Tarifpolitik , bef . Berücksichtig
gung der landwirtschaftlichen Bedürfnisse aller Teile des Ret - ;
ches bei der Reichsbahn verlangt .

Am Schluß des Programms wird auf die gefahrvolle , der - ,
zweifette Stimmung unter den deutschen Bauern Hingewiesen ,
und gesagt : „Der Rückgang der landwirtschaftlichen Erzeugung
und damit die Gefährdung der .'Verssrgung des deutsche »: Vot -
kes »nt Rahrungsnntteln sind -sonst nicht aufzuhalteu .

"

Ricklin und Rofse dürfen ihr Generalratsmandat nicht aus - i
üben . Die Anträge Or. Ricklitis und Nasses auf Betätlguugl
ihrer Wahl zu Generalräten in ihre » Heimatdepartements w«r *}
den von der zuständigen Sektion ..'des französische » Staats - '
rates verworfen .

Tie Berluste der englischen Konservativen . Aus einer
Übersicht über die Ergebnisse der bisherige » Skachwahle» -in )
England geht hervor , daß die Regierung während des Beste - !
hens des derzeitigen Parlaments insgesamt IS - itze verlöre »
hat . Davon hat die Arbeiterpartei 12 Sitze gewonnen , di«
übrigen L Sitze s ielen den Liberalen z » . ^ -

Dandel und MLrtscbM
Berliner Devisennotierungen

23 .
Geld

168 .63
112 .20
22 .055
20 .437
4 .2105
16.445
dl .005
59 . 195
12,478

Miirz
üner

168 .97
112 .42
22 .095
20 .477
4 .2185
16 .485
81 . 165
59 .315
12 .498

22 . März
Geld

168.61
112 .20
22 .05
20 .44
4 .2110
16.44

j! 81 .00
l! 59 .19
' 12 .48

StM
168 .95
112 .42
22 .09
20 .48
4 .2190
16 .48
81 . 16 •
59. 31
12.50

Amsterdam 100 G-
Kopenhagen 100 Kr -
Italien . - 100 L.
London . - 1 Pfd .
New Aork . 1 D .
Pari ? - . 100 Fr .
Schweiz - . -100 Fr -
Wien 100 Schilling
Prag . . . 100 Kr -

Heinrich Lanz A . -G -, Mannheim . Der Abschluß der Hei »- !
rich Lanz A'

.-G ., Mannheim ^ wird zwar ' erst im Mai fertig - '

gestellt , doch kann , wie die „R . Bad . Lnndesztg .
" erfährt , auch

dieses Kihr keine Dividende a » sgeschüttet werde » .
- i

Enzinger Union - Werke A . -G . , Mannheim . In der ain heu -
tige » Sanistag abgehnlte » c » A'

nfsichtsratsttzüng wnrdd die >
Bilanz für das Geschäftsjahr 1928 vorgelegt , die »ach Ab-
schreibuuge » von 224 504,58 % )i eineil Neingewinn don
650 268,11 'M , aufweist . Dieser Reingewinn soll nach Zu -
weisuug . vou W8S0 .90 M zum Reservefonds und nach Er -
richtnng eines Ernenerungskontos i » Höbe vo » 200 000 XH
zur Verteilung einer Dividende von 6 Proz . au die AKiv-
näre verwendet lverdeu . — Die GeneralversammlNng wird
auf den 6 . Mai 1929 einberufen .

Fürstlich Fürftenbergifche Brauerei Donaueschingen . ^
Da » am 30 . September 1928 abgelaufene Geschäftsjahr !
schließt mit einem Reingewinn von 266100 Reichsmark ab . 1
Auf der Aktivseite der Bilanz wird u . a . bewertet das Braue - ,
reianwesen mit 708 0W Reichsmark , Wirtschaften uud Wohu -
gebäude 14k 000 Reichsmark , Spezialausschänke und Depot «
6S9 500 Reichsmark , Lagerfässer , Tanks usw . 308 000 Reichs -
mark , Vorräte 793 500 Reichsmark , Kasse 8900 Reichsmark ,
und Außenstände und Darlehen 3179 000 Reichsmark . Den
Aktiven von insgesamt 6 301300 Reichsmark stehen auf der
Passivseite gegenüber : Aktienkapital 200 000 Reichsmark , Re »
serven 434 300 Reichsniark , Obligationen 1927 1 836 000
Reichsmark , Kreditoren und gestundete Biersteuer 1709 400
Reichsmark . Die allgemeinen Unkosten werden mit 8 135 400
Reichsmark angegeben , zu denen sich noch ordentliche Abschrei -
bungen in Höhe von 369 500 Reichsmark gesellen . Der
Bruttogewinn aus Bierverkauf wird mit 3 668 200 Reiche »
mark und der Erlös aus Abfällen mit 102 800 Reichsmark an «
aeaebeit .

II
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